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bringt  dankenswerterweise  hier  einmal
Zahlen und Tatsachen in Zusammenhang mit
den  aus  den  deutschen  Ostgebieten
vertriebenen  Deutschen,  ihrer  seit
Jahrhunderten  ihnen  gehörenden  deut-schen
Heimat.

Die im Reichstag sitzenden Volksverräter,
die  sich  heute  Abgeordnete  des  BRD-
Bundesta-ges nennen, haben ein neuerliches
Schauer-stück zu verantworten.

Am  30.10.2020  wurde  ein  von  allen
Systemparteien  eingebrachter  Antrag
angenommen:

Der sog. Bundestag nahm einen gemein-samen
Antrag  der  Systemparteien  CDU/CSU,  SPD,
FDP  und  Bündnis  90/die  Grünen  mit  dem
Titel an:

„Mit einem Ort des Erinnerns und der
Begegnung  dem  Charakter  der  deutsch-
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polnischen Geschichte gerecht werden und
zur  Vertiefung  der  besonderen
bilateralen Beziehungen beitragen“. [1]

Man wundert sich über solche Beschlüsse
wie den vom 30. Oktober. Aber weshalb ist
das  so?  Die  politische  Klasse
Bundesdeutschlands  ist  letztlich  Produkt
der Erziehung und der Bildungspolitik der
vergangenen Jahrzehnte.

Und bei genauerer Betrachtung erweist sich
diese BRD als staatsähnliche Selbstverwal-
tungsorganisation unter der Kontrolle und
Aufsicht  der  Siegermächte  des  II.
Weltkrieges.

Bereits 2019 wurde vom sog. Wissenschaft-
lichen Dienst des sog. Deutschen Bundesta-
ges ein Pamphlet unter dem Titel „Deutsche
Minderheiten  in  der  Zwischenkriegszeit“
veröffentlicht,  das  die  geschichtlichen
Ab-läufe  in  grotesker  Weise  verzerrt,
Fakten  verschweigt  und  historische
Tatsachen unterdrückt. [2]

Es muß in diesem Zusammenhang immer wieder
an die Ereignisse der Zwischen-kriegszeit
(1919- 1939) erinnert werden.



„Bei der Verlängerung des Waffenstill-
stands  am  16.  Februar  1919  in  Trier
wurde eine Demarkationslinie festgelegt.
Mit der Bekanntgabe der Friedensbedin-
gungen am 7. Mai 1919 in Paris stand die
Übergabe fast der gesamten Provinz Posen
an Polen am 10. Januar 1920 fest.“ [3]

Dem  war  eine  den  Umständen  angepaßte
freiwilliger  Abwanderung  zehntausender
Deutscher voraus gegangen.

„Bis  zur  offiziellen  Übergabe  der
Provinz an Polen verließen zwei Drittel
der  Deut-schen  die  Provinz.  Die
Internierung  zahlreicher  deutscher
Führungspersön-lichkeiten,  Entlassungen
der  Beamten,  Boykottmaßnahmen  und  das
Verhängen  des  Ausnahmezustandes  am  2.
Juni  1919  verstärkten  noch  die
Verunsicherung  der  deutschen
Bevölkerung.“ [3]

„Die rasche Durchsetzung der polni-schen
Sprache im öffentlichen Bereich, der bis
Juni 1920 dauernde Ausnahme-zustand, die
drohende  Einberufung  in  die  polnische
Armee  angesichts  des  polnisch-



sowjetischen  Kriegs,  publizi-stische
Hetze,  antideutsche  Stimmung  in  der
polnischen  Gesellschaft,  Druck  der
lokalen  Administration,  Verschlechte-
rung der wirtschaftlichen Lage, Einwan-
derung aus Kongreßpolen, Auswande-rung
der Nachbarn, der Geschäftspartner und
Kunden  führten  zu  einer  Massenaus-
wanderung im Sommer und Herbst 1920.“
[3]

Mit  dem  Inkrafttreten  des  Versailler
Zwangsvertrags  am  20.01.1920  wurden  die
durch Polen bereits militärisch besetzten
Gebiete  annektiert  (Grundlage  war  das
Versailler Friedensdiktat v. 28.06.1919).
Bereits im Januar 1920 setzten die Schlie-
ßungen  deutscher  Schulen,  das  Verbot
deutscher  Organisationen,  Verbände  und
Organisationen ein.

„Schon  zu  einem  frühen  Zeitpunkt 
schwächte  Polen  durch  eine  Reihe 
von   Boykottmaßnahmen   die  urbane
deutsche Bevölkerung und entfernte die
deutsche Sprache aus der Verwaltung und
deutsche  Beamte  aus  dem  öffent-lichen
Dienst.“ [4]



„Zwischen 1919 und 1921 kam es in Posen
und  den  an  Polen  gefallenen  Teilen
Westpreußens zu einem – obgleich  nicht
durch staatliche  Maßnahmen provozier-
ten, wohl aber  vom  polnischen Staat
begrüßten – Exodus der Deutschen, der
den  Umfang  der  Minderheit  dramatisch
zurückgehen  ließ.  Die  Lage  der  deut-
schen Minderheit  verbesserte sich auch
nicht, als im Mai 1926 Marshall Józef
Piłsudski putschte und Polen von einer
parlamentarischen  Demokratie  in  ein
autoritäres Regime überführte.

Entgegen der ursprünglich von der deut-
schen  Minderheit  gehegten  Hoffnung
verschärfte sich in der Ära Piłsudski
die  polnische  Nationalitätenpolitik:
Polen ging nach dem Urteil des Bonner
Histo-rikers Albert Kotowski nunmehr von
einer ,planlosen‘ zu einer ,planmäßigen
Ent-deutschung‘  seiner  westlichen
Landteile  über,  in  deren  Zuge
insbesondere  durch  einen  Wandel  der
Bodenbesitzverhält-nisse  versucht  
wurde,  den  Revisionsan-sprüchen  des  
Deutschen  Reiches  die  Grundlage  zu
entziehen.“ [5]



Bereits  in  diesem  einleitenden
Textabschnitt wird unter der Überschrift
„Zusammenfas-sung“  die  übliche
bundesdeutsche  Ge-schichtsklitterung
betrieben.

Da diese von Angehörigen der bundesdeut-
schen Bildungs- und Funktionselite (will
heißen Angehörigen der politischen Klasse,
der  Nomenklatura)  betrieben  wird,  muß
Vorsatz, nicht etwa Fahrlässigkeit mangels
Wissen bzw. fehlende Kenntnis der gegebe-
nen historischen Zusammenhänge unterstellt
werden.

Denn die Entdeutschungspolitik des neuen
polnischen Staates in den deutschen Sied-
lungsgebieten basierte auf dem Prinzip der
Drangsalierung, der brutalen Verdrängung,
der Rechtlosigkeit, der offenen Verfolgung
und des Terrors.

Als Beispiel soll Graudenz (Westpreußen)
genannt werden. 1918 hatte Graudenz etwa
40.000  Einwohner,  davon  35.000  Deutsche
und 5.000 Polen.

Die in den ab Januar 1920 polnisch gewor-
denen  Gebieten  lebenden  Deutschen  for-



derten eine Angliederung ihrer Heimat an
Deutschland, so auch in Graudenz.

Nach einer Protest- und Plakataktion am 1.
Mai  1920  griff  die  neue  polnische
Verwaltung brutal und unbarmherzig durch.

Anfang Mai erfolgte die Verhaftung von 25
Verdächtigen  (Mitglieder  der  USPD  und
örtliche  Gewerkschaftsfunktionäre).  Von
diesen wurden 17 als Rädelsführer identi-
fizierte Aktivisten nach Thorn überstellt,
am  25.05.1920  von  einem  Standgericht
abgeur-teilt  und  noch  am  gleichen  Tage
standrecht-lich erschossen.

Es  darf  angenommen  werden,  daß  dieser
Vorgang  sich  heute  „links“  gerierenden
Genossen der Partei „Die Linken“ unbekannt
ist.

Völlig  anders,  als  es  die  Bundestags-
Drucksache heute weismachen will, war der
gesamte Prozeß der Vertreibung der Deut-
schen durch den polnischen Staat von Bru-
talität,   Unbarmherzigkeit,  Terror  und
Verfolgung gekennzeichnet. Nur wird diese
historische Tatsache im BRD- Staat negiert
und die Fakten werden verdreht.



Nach  dem  I.  Weltkrieg  (1918/19)  lebten
etwa  1,8  Millionen  Deutsche  in  den
preußischen  Provinzen  Posen  und
Westpreußen [6], davon in den bereits ab
1919 faktisch von Deutschland abgetrennten
Gebieten  beider  Provinzen  etwa  1,3
Millionen Deutsche (eine Demarkationslinie
und  faktische  Grenze  wurde  bereits  am
16.02.1919 in Trier bei der Verlängerung
des  Waffenstillstandsabkom-mens
festgelegt).

Die  schlußendliche  Übernahme  dieser
Gebiete  durch  Polen  erfolgte  mit  dem
Inkrafttreten  des  Versailler
Diktatfriedens am 20. Januar 1920.

In neueren, namentlich auch in Veröffent-
lichungen  polnischer  Autoren  [7]  werden
diese Zahlenangaben bezüglich der Bevölke-
rungsverhältnisse jedoch in der Regel ver-
fälscht und minimiert.

Gemäß  der  polnischen  Volkszählung  i.J.
1921 wiesen die annektierten Gebiete Posen
und  Westpreußen  noch  eine  deutsche
Bevölkerung von 503.000 auf.

1925  lebten  in  den  annektierten  ehem.



deut-schen  Provinzen  noch  350.000
Deutsche,  nach  anderen  Angaben  1931
370.000 Deut-sche. [8] D.h. innerhalb von
fünf Jahren hatten ca. 1 Million Deutsche
ihre Heimat verlassen müssen.

Anders als in der vom Wissenschaftlichen
Dienst  des  Bundestages  veröffentlichten
Darstellung  wurde  die  erste  Vertreibung
von Deutschen im 20. Jahrhundert sehr wohl
politisch  organisiert  und  durch
administrative  bzw.  gesetzgeberische
Maßnahmen  des  neuen  polnischen  Staates
sogar erst ermög-licht.

Die planmäßige Entdeutschung der Gebiete
der ehemaligen deutschen Provinzen Posen
und  Westpreußen  setzte  auch  keineswegs
erst 1926 ein, wie der Text suggeriert. Zu
diesem  Zeitpunkt  war  dieser  Prozeß
vielmehr bereits abgeschlossen, waren etwa
1  Million  Deutsche  aus  ihrer  Heimat
vertrieben worden.

Im BRD- Staat werden diese Vorgänge vor
100 Jahren tabuisiert, verschwiegen, das
Wissen hierüber gezielt unterdrückt. Die
Ausarbeitung (Drucksache des Bundestages)



ist hier Beispiel genug.

Im  Jahr  1919  lebten  noch  etwa  1  Mill.
Deut-sche in den von Polen annektierten
deutschen Provinzen Posen und Westpreußen
(Anteil = 38,6 % der Gesamtbevölkerung).
[9]

Bereits  1921  aber  war  etwa  die  Hälfte
entwe-der  freiwillig  ausgewandert  oder
wurde bis zu diesem Zeitpunkt vertrieben.
Etwa  503.000  waren  noch  in  der  Heimat
verblieben. [10] Ihre Zahl sank bis 1931
bis auf 370.000 in Posen und Pommerellen.
[11]

Bis 1918  waren mit  Ausnahme der Stadt
Posen  alle  größeren  Städte  in  den
Provinzen  Posen  und  Westpreußen  
mehrheitlich von  Deutschen bewohnt, aber
bereits  zu  Beginn  der  1920er-  Jahre
stellten sie in den Städten  nur noch eine
kleine Minderheit.

Die  folgenden  Zahlen  sollen  diese
dramatischen  Veränderungen  belegen
(Vergleich 1910 zu 1925):

Graudenz:    85 %       11 %



Bromberg:   77 %       12 %
Dirschau      62 %       13  %
Thorn:         66 %         6 %
Posen:         41 %         2 %

Absolutzahlen  (Vergleich
Gesamteinwohnerzahl/Deutsche):

Bromberg  1910:  57.700/46.700  Deutsche  –
1925: 56.000/6.700 Deutsche

Dirschau 1910: 15.000/9.300  Deutsche –
1925:  16.250/4.600   Deutsche  (lt.
Brockhaus  15.  Aufl.  Bnd.  4,  Lpz.  1929:
2.112 Dt.)

Thorn 1910: 46.000/30.500 Deutsche – 1931:
54.300/3.000  Deutsche   (Qu.:  Der  Große
Brockhaus. 15. Auflage, Band 18, Leipig
1934)

Graudenz  1910:  40.300/33.500  Deutsche  –
1921:  33.500/6.940  Deutsche   (Qu.:  Der
Große Brockhaus. 15. Aufl. Bnd. 7, Leipzig
1930)

Kulm  (Culm)  1895:  10.500/4.500  Deutsche
(Qu.:  Neumanns Ortslexikon 1905) 1905:
11.600/1921:  11.700/1.060  Deutsche  (Qu.:



Der Große Brockhaus. 15. Auflage, Band 4,
Leipzig 1929)

Posen 1905: 136.800/58.500 Deutsche (Qu.: 
Meyers  Großes  Konversations-Lexikon.  6.
Aufl., Band 16,  Leipzig/Wien 1908) 1910:
156.700/65.320  Deutsche  (Qu.:  Volkszäh-
lung  1910)  1931:  248.600/5.000  Deutsche
[12]
_____________
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